
























Gemeinde Barsbüttel 
 

39. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 

für das Gebiet "Ortsteil Willinghusen, östlich der Wohnbebauung 'Stemwarder 
Landstraße', nördlich Buskehre" 

 
 

Zusammenfassende Erklärung gemäß § 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB 
 
 

Planerische Zielsetzung: 
 

Die 39. Änderung des Flächennutzungsplanes verfolgt das Ziel, die bisher intensiv genutzte 
Grünlandfläche östlich der Wohnbebauung 'Stemwarder Landstraße' und nördlich der 
Buskehre im Ortsteil Willinghusen als 'Wohnbaufläche' (W) auszuweisen, um dem 
dringenden örtlichen Bedarf an Wohnraum begegnen zu können. 
 
 

Maßgebliche Umweltbelange: 
 

Im Rahmen des Bauleitplanes wurde gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für die Belange des 
Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und bewertet wurden. Der Umweltbericht bildet 
einen gesonderten Teil der Begründung. Der Beurteilung der Situation von Natur und Umwelt 
und deren Entwicklung bei Umsetzung des Vorhabens lagen die vorhandenen Planungen 
auf örtlicher und überörtlicher Ebene zu Grunde. 
 

Das Plangebiet wird von einer Grünlandfläche eingenommen. Sie grenzt an die 
Wohnbebauung 'Stemwarder Landstraße 9 c' und 'Redderbusch 8' im Westen. Im Osten 
befindet sich direkt außerhalb des Plangebietes ein Knick. Im Süden, straßenbegleitend zur 
'Stemwarder Landstraße', ist ebenfalls ein Knick vorhanden, der überwiegend innerhalb des 
Plangebietes gelegen ist. Im Norden schließt sich eine landwirtschaftlich genutzte Fläche 
sowie das Landschaftsschutzgebiet 'Willinghusen' an. 
 

Das zukünftige Wohngebiet wird zu dem Verlust der Grünlandfläche und zu 
Flächenversiegelungen (durch die Anlage von Gebäuden, befestigten Hofflächen und der 
Erschließungsstraße) führen. Die Flächenversiegelungen stellen naturschutzrechtliche 
Eingriffe dar, die im Rahmen der Aufstellung des nachfolgenden Bebauungsplanes Nr. 2.15 
ausgeglichen werden müssen. 
 

An den im Osten vorhandenen Knick wird zukünftig Wohnbebauung heranrücken. Sollte sich 
bei der Ausgestaltung des Bebauungsplanes zeigen, dass eine Beeinträchtigung von 
Knickfunktionen nicht ausgeschlossen werden kann, wäre dafür ein entsprechender 
Ausgleich durch eine Knick-Neuanlage im Verhältnis 1 : 1 zu leisten. Der zur Beseitigung 
vorgesehene Knick im Süden ist im Verhältnis 1 : 2 auszugleichen. 
 

Die Grünlandfläche hat nur eine geringe Bedeutung als Tierlebensraum. Sie wird von 
verschiedenen Tierarten vorwiegend als Nahrungshabitat genutzt. Der Wegfall dieses 
Nahrungsraumes hat keine negativen Auswirkungen auf 'besonders geschützte' oder 'streng 
geschützte' Tierarten. 
 

Das Plangebiet liegt zwischen einer Wohnbebauung und der freien Landschaft, die im Osten 
durch einen Knick von dem Plangebiet abgetrennt ist. Durch den Knick wird das Plangebiet 
im Osten wirksam gegenüber der freien Landschaft abgeschirmt. Auf der Ebene des 
verbindlichen Bauleitplans muss geprüft werden, ob im Norden Maßnahmen zur Eingrünung 
getroffen werden sollten. 
 
An das Plangebiet grenzen landwirtschaftliche Flächen. Aus diesem Grund wird ausdrücklich 
darauf hingewiesen, dass die aus einer ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen 



Bewirtschaftung resultierenden Emissionen (Lärm, Staub und Gerüche) zeitlich begrenzt auf 
das Plangebiet einwirken können und in Kauf zu nehmen sind. 
 
 
Berücksichtigung der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung: 
 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB ist seitens der Öffentlichkeit 
eine Stellungnahme abgegeben worden. Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung 
sind Hinweise und Anregungen von 10 Stellen, im Rahmen des regulären 
Beteiligungsverfahrens von 4 Stellen vorgetragen worden. Neben redaktionellen Hinweisen 
ohne Auswirkungen auf den Planinhalt wurden auch substantielle Stellungnahmen 
abgegeben. 
 
Es wurde darauf hingewiesen, dass der vorhandene Schmutzwasserkanal in Richtung 
Ostern verlängert werden muss, um das Plangebiet daran anzuschließen. Ebenfalls wurde 
mitgeteilt, dass das Niederschlagswasser nicht über das bestehende Kanalnetz des 
Zweckverbandes Südstormarn abgeleitet werden kann. Für das Neubaugebiet ist ein 
eigenständiges Konzept zur schadfreien Beseitigung des Niederschlagswassers zu 
entwickeln und mit dem Zweckverband und der Unteren Wasserbehörde des Kreises 
Stormarn abzustimmen. Zudem verläuft auf der Nordseite der Stemwarder Landstraße ein 
Straßenbegleitgraben, der neben der Oberflächenentwässerung der Straße auch zur 
Oberflächenentwässerung der Buskehre und des Einmündungsbereichs des Glinder Weges 
dient. Sollte dieser Graben aufgehoben werden, ist ein entsprechender technischer Ersatz 
vorzusehen. Der Sachverhalt ist der zuständigen Bearbeiterin des mit der inneren und 
äußeren Erschließungsplanung beauftragten Ingenieurbüros mitgeteilt worden. Sie hat 
zusammen mit der Gemeinde und dem Zweckverband die erforderlichen Abstimmungen 
durchgeführt. Das Abwasserbeseitigungskonzept ist zwischenzeitlich abgestimmt und wird 
im Rahmen der Festsetzungen im Bebauungsplan Nr. 2.15 berücksichtigt. 
 
In der Stemwarder Landstraße befindet sich eine Frischwasserleitung der HWW. Im direkten 
Bereich der Erschließungsfläche liegen keine Leitungen. Es wird darum gebeten, die 
bestehenden Anlagen bei der Planung zu berücksichtigen, damit kostspielige 
Leitungsumlegungen vermieden werden. Die Anregung ist im Zuge der 
Erschließungsplanung zu berücksichtigen. 
 
BUND und NABU lehnen die Wahl der Fläche ab. Da die Grünlandfläche lediglich auf der 
westlichen Seite eine Bebauung von 2 Häusern hat, kann sie nicht "dem Siedlungsgebiet als 
zugehörig betrachtet werden". Ebenso wird die Beseitigung des Knicks an der Stemwarder 
Landstraße abgelehnt, da er für Schule und Sportplatz auf der gegenüberliegenden Seite 
einen landschaftlichen Schutz vor Verkehrslärm und Unruhe infolge der Bushaltestelle 
darstellt. Der Knick, genauso wie die landwirtschaftlichen Flächen nördlich, bewahren auch 
die örtliche Bebauung vor einer Erweiterung nach Osten und Norden. Es wird auf die 
Einhaltung des Landschaftsrahmenplans, der das Landschaftsschutzgebiet ausweist, 
bestanden. Die Stellungnahme ist seitens der Gemeinde abgewogen worden. Danach 
stehen innerhalb des Innenbereichs kurz- und mittelfristig nicht genügend Wohnbauflächen 
zur Verfügung, so dass eine Außenbereichsfläche in Anspruch genommen werden muss. 
Knicks haben keine immissionsschutzrechtlichen Qualitäten in Bezug auf die Minderung von 
Lärm. Insofern kommt ihnen allenfalls eine optisch-psychologische Wirkung zu. Das 
Landschaftsschutzgebiet wird beachtet. Das Plangebiet der Bauleitpläne greift nicht in das 
Landschaftsschutzgebiet ein. Insofern ist die Darstellung im Landschaftsrahmenplan aus 
dem Jahr 1998 nicht flächenscharf. 
 
Das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie geht davon aus, dass bei 
der Prüfung der Notwendigkeit bzw. der Festlegung von Schallschutzmaßnahmen die zu 
erwartende Verkehrsmenge auf der Kreisstraße 109 berücksichtigt wird und das 
Bebauungsgebiet ausreichend vor Immissionen geschützt ist. Immissionsschutz kann vom 



Baulastträger der Kreisstraße nicht gefordert werden. Lärmsanierung infolge des zukünftigen 
Wohngebietes zu Lasten des Baulastträgers ist nicht beabsichtigt. 
 
Die Stellungnahme einer Privatperson bezieht sich auf Festsetzungen des sich parallel in 
Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 2.15. Die aufgeführten Punkte betreffen nicht 
die 39. Änderung des Flächennutzungsplanes, in der es lediglich um die Darstellung einer 
Wohnbaufläche (W) ohne weitere Einzelheiten geht. Die aufgeführten Punkte betreffen 
vielmehr den verbindlichen Bauleitplan, also den Bebauungsplan Nr. 2.15, in dem die 
aufgeführten Punkte Gegenstand sind. Obwohl im 'Betreff' der Stellungnahme so nicht 
angegeben, wird über die aufgeführten Punkte deshalb nicht im Rahmen der 39. Änderung 
des Flächennutzungsplanes, sondern im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 2.15 beraten 
und abgewogen. 
 
 
Zentrale Abwägungsentscheidungen: 
 

Die Gemeinde beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung 
einer Wohnbaufläche zu schaffen, um dem dringenden örtlichen Bedarf an Wohnraum 
begegnen zu können. 
 
Die WRS Architekten & Stadtplaner GmbH gelangen in ihrer Ausarbeitung vom 14. April 
2015 für den Ortsteil Willinghusen zu dem Ergebnis, dass innerhalb der Kernzone das 
Potential für 4 Wohneinheiten und in der Randzone für 65 Wohneinheiten besteht und im 
Wege der Nachverdichtung in der Kernzone bis zu 101 Wohneinheiten geschaffen werden 
können. Weiter heißt es in der Legende des Plans der 'Wohnflächenpotenzialanalyse Ortsteil 
Willinghusen', dass die Realisierbarkeit dieser Potenziale in der Rand- und Kernzone bei  
60 %, bei der Nachverdichtung in der Kernzone bei 10 % liegt. 
 
Die kurzfristigste Möglichkeit, neuen Wohnraum zu schaffen und einem bestehenden 
Siedlungsdruck zu begegnen, besteht darin, neue Wohnbauflächen unter Beachtung der 
definierten Siedlungsgrenzen auszuweisen. 
 
Die Gemeinde wählt den Weg der 39. Änderung ihres bestehenden Flächennutzungsplanes 
aus zeitlichen Gründen, um nicht auf das Wirksamwerden des sich in Neuaufstellung 
befindenden Gesamt-Flächennutzungsplanes 'Barsbüttel übermorgen' warten zu müssen, in 
dem noch einige Punkte der Konfliktbewältigung bedürfen. 
 
 
 
Die 39. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde von der Gemeindevertretung 
Barsbüttel in ihrer Sitzung am 30. März 2017 beschlossen und vom Ministerium für Inneres 
und Bundesangelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein mit Erlass vom 11. Juli 2017 
genehmigt. 
 
 
 

Bornhöved, den 28. Juli 2017 
 

                     gez. 
 

               (Czierlinski) 
      Büro für Bauleitplanung 


